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Die gegenwärtige ökonomische Transformation im Kontext von Klimaschutz, Energiepolitik 

und geopolitischem Wettbewerb stellt insbesondere Deutschland und die Europäische Union 

vor komplexe Herausforderungen. Eine zentrale Frage lautet, ob diese Transformation 

ausschließlich im Rahmen offener Märkte durch marktwirtschaftliche Instrumente wie CO₂-

Bepreisung erfolgen kann, oder ob zusätzlich eine stärker industriepolitisch geprägte Strategie 

erforderlich ist. Der vorliegende Beitrag beleuchtet die strukturellen Rahmenbedingungen, die 

ökonomische Entwicklung im internationalen Vergleich sowie die Implikationen für 

Industrie- und Energiepolitik in Deutschland und Europa. 

Herausfordernde Ausgangslage 

Ein Vergleich der wirtschaftlichen Wachstumsraten zwischen 2013 und 2023 zeigt erhebliche 

Unterschiede in der globalen Dynamik. Während China ein kumuliertes Wachstum von 79 % 

verzeichnete und Indien ähnlich stark zulegte (+78 %), lagen die Wachstumsraten in den USA 

(+27 %) und der Europäischen Union (+18 %) deutlich darunter. Russland verzeichnete 

lediglich ein Wachstum von 10 %. Diese Entwicklung verweist auf eine zunehmende 

ökonomische Gewichtsverschiebung hin zu dynamischen Schwellenländern, während die EU 

im internationalen Wettbewerb an relativer wirtschaftlicher Dynamik verliert.2 

Ein weiteres Indiz für strukturelle Verschiebungen ergibt sich aus der Entwicklung der 

Handelsverflechtungen. Während die Handelsoffenheit der EU – gemessen als Anteil des 

Außenhandels am Bruttoinlandsprodukt – im Betrachtungszeitraum anstieg, nahm sie in den 

USA, China, Indien und Russland zum Teil deutlich ab. Dies deutet auf einen Trend zur 

strategischen Renationalisierung von Wertschöpfungsketten außerhalb Europas hin, während 

die EU weiter auf offene Märkte setzt. Mittlerweile hat die EU im Vergleich zu den 

genannten Staaten den weitaus größten Offenheitsgrad, mehr als doppelt so hoch wie China 

und mehr als drei Mal so hoch wie die USA.  Dieser Umstand kann sich insbesondere in 

Kombination mit hohen Energiepreisen als Wettbewerbsnachteil erweisen, zumal in Zeiten 

zunehmender geopolitischer Spannungen. 

Eine zentrale Schwäche der europäischen Wettbewerbsfähigkeit ergibt sich aus ihrer Position 

als Nettoimporteur von Energie. Die EU verfügt über geringe eigene Energieressourcen und 

ist somit auf Importe angewiesen – insbesondere von Flüssigerdgas (LNG), dessen Transport 

mit hohen Kosten verbunden ist. Die weitgehende Abkopplung von russischer Pipeline-

Energie im Zusammenhang mit dem Krieg in der Ukraine sowie die deutliche Verminderung 

der heimischen Förderung von Erdgas (v.a. in den Niederlanden) und Kohle (u.a. in 

Deutschland) haben die Situation zusätzlich verschärft. Im Gegensatz dazu sind die USA und 

Russland Nettoexporteure von Energieträgern, und China und Indien nutzen in erheblich 

größerem Umfang als Europa heimische Energieträger, vor allem Kohle. Neben der höheren 

Verwundbarkeit im Fall geopolitischer Konflikte stellt die strukturelle Energieabhängigkeit 
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Europas also allein schon auf Grund von Transportkosten einen dauerhaften relativen 

Kostennachteil dar. 

Verstärkt wird dieser Kostennachteil durch das vergleichsweise hohe klimaschutzpolitische 

Ambitionsniveau der Europäischen Union und Deutschlands bis zur rechnerischen 

Treibhausgasneutralität zum Jahr 2050 (beziehungsweise 2045). Deutlich wird die 

entsprechende Asymmetrie beispielsweise bei der Betrachtung des expliziten CO2-Preises. In 

dieser Hinsicht nutzt die Europäische Union das europäische Emissionshandelssystem (EU-

ETS), welches ein leistungsfähiges, intertemporales System zur Begrenzung ihrer territorialen 

Treibhausgasemissionen darstellt. Aufgrund des hohen Minderungsanspruchs im Vergleich zu 

anderen Weltregionen  liegen die effektiven CO2-Preise in Europa deutlich höher als 

andernorts: Während die Preise im EU-ETS in den ersten Monaten des Jahres 2025 zwischen 

rund 60 und 85 Euro pro Tonne CO2 schwankten,  liegen die CO₂-Preise in anderen großen 

Volkswirtschaften – etwa in Indien, Russland oder in vielen US-Bundesstaaten – aktuell 

deutlich niedriger, bis hin zu einem Preis von Null. Diese Asymmetrie führt bei offenen 

Märkten zu Wettbewerbsverzerrungen, die insbesondere energieintensive Industrien in der 

EU benachteiligen.  

Strukturkonservative Transformationsstrategie 

Die Folge des doppelten Standortnachteils durch hohe Energieimportbedarfe und 

asymmetrischer Klimaschutzpolitik ist ein struktureller Anpassungsdruck: Der Markt 

verschiebt die Anteile an der globalen Gesamtproduktion in Regionen mit geringeren 

Energiegesamtkosten. Hierdurch wird der im Rahmen der Globalisierung ohnehin 

eingetretene industrielle Strukturwandel in Europa verstärkt. Politisch wird dieser 

industriepolitische Effekt energie- und klimaschutzpolitischer Gegebenheiten und 

Entscheidungen bislang mit einer gewissen Inkonsequenz begleitet. Einerseits setzt die EU 

auf eine klimaschutzpolitische Vorreiterrolle mit der entsprechenden Verteuerung von 

energieintensiven wirtschaftlichen Aktivitäten, andererseits versucht sie, ihre bestehenden 

Industriestrukturen durch kompensatorische Maßnahmen zu erhalten. Beispiel hierfür sind 

etwa kostenlose Zuteilungen von Emissionsrechten, Strompreiskompensationen, 

Klimaschutzverträge oder der neu eingeführte CO₂-Grenzausgleichsmechanismus (Carbon 

Border Adjustment Mechanism, kurz: CBAM). Unabhängig von der Frage der Effektivität 

und Effizienz derartiger Maßnahmen verweist dieses Spannungsverhältnis zwischen 

Marktlogik und industriepolitischem Gestaltungswillen auf eine strukturkonservative 

Transformationsstrategie, die auf Erhalt bestehender industrieller Strukturen bei gleichzeitiger 

überproportionaler Minderung von Treibhausgasemissionen im Vergleich zum Rest der Welt 

zielt.  

Die spezifische Situation Deutschlands verschärft diese Problemlage, denn bei 

vergleichsweise hohem Industrialisierungsgrad der Volkswirtschaft ist das Land aus der 

Kernenergie und (perspektivisch) der heimischen Förderung von Braunkohle ausgestiegen 

und setzt stattdessen in der Stromerzeugung vornehmlich auf den Ausbau der Wind- und 

Solarenergie. Hieraus resultieren einerseits zunehmende Gleichzeitigkeitsprobleme in der 

Verfügbarkeit dieser erneuerbaren Energieträger (bspw. Dunkelflaute bei hoher 

Stromnachfrage), andererseits die Notwendigkeit zum starken Ausbau der Stromnetze. 

Insgesamt führt diese Strategie zu einem Aufwuchs der Stromsystemkosten. Um diese Effekte 

zu mindern, insbesondere mit Blick auf die stromverbrauchende Industrie, greift der Staat 

bereits mit Unterstützungszahlungen ein, beispielsweise durch die vollständige Übernahme 

der EEG-Differenzkosten seit dem 1. Juli 2022 oder der Bezuschussung der 

Übertragungsnetzentgelte für Strom in den vergangenen Jahren. Zukünftig sollen laut 



aktuellem Koalitionsvertrag weitere Zuschüsse, auch zu den reinen Beschaffungskosten, 

erfolgen, um die Kostenbelastung der Stromverbraucher zu mindern.3 Auch hier zeigt sich das 

Bild einer Politik, welche einerseits umfangreiche Umbaumaßnahmen an der 

Energiewirtschaft vornimmt, andererseits die realwirtschaftlichen Konsequenzen dieser 

Politik aber – letztlich durch die Aufnahme neuer Schulden – begrenzen will. 

Klimaschutzziele und Strukturwandel 

Welche Rolle ein Strukturwandel für das gleichzeitige Verfolgen von Wachstums- und 

Treibhausgasminderungszielen bedeuten könnte, zeigt am Beispiel Deutschlands die 

überschlägige Analyse der Wachstumsraten von Bruttoinlandsprodukt (BIP), 

Endenergieverbrauch (EEV) und Energieproduktivität (EEP). Hierbei bezeichnet die EEP das 

Verhältnis der beiden erstgenannten Größen.4 In der Vergangenheit mit geringem 

Strukturwandel ist die EEP über längere Zeiträume betrachtet mit einer moderaten Rate in 

Höhe von rund 2 Prozent gestiegen. Um die Klimaziele zu erreichen, müsste nun der 

Endenergieverbrauch in der Zukunft Jahr für Jahr deutlich sinken; das ergibt sich sowohl aus 

den einschlägigen Klimaneutralitätsszenarien5 als auch aus dem Energieeffizienzgesetz (§ 4 

EnEfG). Setzt man den in § 4 Absatz 2 Satz 1 EnEfG bestimmten Wert an, so ergibt sich für 

den Zeitraum von 2024 bis 2045 das Ziel einer langfristigen Minderungsrate des EEV von 

rund 2 Prozent pro Jahr – also in etwa gleich der Höhe historisch erreichter 

Produktivitätssteigerungen sowie der aktuellen EEP-Ziele6 der Bundesregierung. Multipliziert 

man beide Wachstumsraten, so würde sich also für das BIP in etwa ein Nullwachstum 

ergeben. Wollte7 Deutschland stattdessen – bei unverändert ambitionierten Zielen für die 

Verringerung des EEV, also für eine Verschlankung des energetischen Fußabdrucks der 

Volkswirtschaft – ein substanzielles BIP-Wachstum erreichen, so wäre der naheliegende Weg 

dazu ein deutlicher industrieller Strukturwandel: weg von Branchen mit niedriger EEP (wie 

vor allem in der Grundstoffproduktion), hin zu Branchen mit höherer EEP (Fertigung 

komplexer Güter, digitale Dienstleistungen usw.).  

Wie wirksam ein solcher Strukturwandel im hier diskutierten Zusammenhang sein kann, 

verdeutlicht ein Blick auf das Jahr 2023: In Folge der stark erhöhten Energiepreise kam es zu 

einem deutlichen Rückgang energieintensiver Produktion in Deutschland, mithin zu einem 

(ungeplanten) Strukturwandel. Die EEP ist im Vergleich zum Vorjahr 2022 um 4 Prozent 

gewachsen. Würde eine solche EEP-Steigerung kontinuierlich erreicht werden, könnte bei 

einer dauerhaften Minderung des EEV um rund 2 Prozent das BIP rein rechnerisch 

regelmäßig um rund 2 Prozent wachsen.  

Die aktuellen Klimaneutralitätsszenarien postulieren in diesem Zusammenhang, dass der 

Strukturwandel kaum in der Wirtschaftsstruktur stattfinden muss,  sondern im Wesentlichen 

auf die Energiestruktur der bestehenden Wirtschaftssektoren beschränkt werden kann. 

Produktionsmengen werden in diesen Szenarien daher als weitgehend stabil angenommen und 
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die vorhandenen Produktionskapazitäten im Modell auf andere Energieträger umgestellt, vor 

allem auf (grünen) Strom und (grünen) Wasserstoff mit Derivaten.8 Allerdings setzen diese 

Klimaneutralitätsszenarien die genannten Produktionsmengen voraus und prüfen nicht, ob die 

Investitionen in die erforderlichen neuen Verfahren profitabel wären.9 Tatsächlich benötigen 

derartige Umstellungsinvestitionen derzeit in der Regel staatliche Unterstützung (z.B. in Form 

von sogenannten „Klimaschutzverträgen“) – und das, obwohl durch den EU-ETS die 

herkömmlichen fossilen Produktionsverfahren bereits in erheblichem Maße und, wie 

dargestellt, stärker als im Rest der Welt verteuert werden. In diesem Sinne sind auch die 

Klimaneutralitätsszenarien strukturkonservativ angelegt, blenden das beschriebene 

Spannungsverhältnis aber per Annahme aus.10 

Wettbewerb in der Transformation? 

Ökonomisch betrachtet gilt, vor allem in der kurzen Frist, die CO₂-Bepreisung als effizientes 

Steuerungsinstrument, das Emissionen dort reduziert, wo es am kostengünstigsten ist. In 

offenen Volkswirtschaften mit asymmetrischer Regulierung führt dies wegen der Elastizität 

der Nachfrage jedoch auch zu strukturellen Verlagerungen von Emissionen und nicht 

zwingend zu globalen Emissionsminderungen (häufig als „Carbon Leakage“ bezeichnet). 

Wenn der Staat ein solches Marktergebnis korrigieren möchte, wird er in der Regel11 selbst 

als wirtschaftlicher Akteur auftreten: entweder durch Investitionen in nicht-fossile 

Energieinfrastruktur, um dadurch den inländischen Anstieg des CO2-Preises zu mildern und 

so die Differenzkosten des Faktors Energie gegenüber dem Rest der Welt einzuhegen, oder 

durch gezielte Förderung der Industrie, ggf. branchenspezifisch, um auf diese Weise dem 

durch die territoriale Klimaschutzpolitik induzierten Strukturwandel direkt entgegen zu 

wirken. 

Diese Aufgaben lassen sich in einem gewissen Sinne als öffentliches Beschaffungsproblem 

interpretieren, denn der Staat wünscht, eine bestimmte Kapitalstruktur zu schaffen oder zu 

erhalten, die sich im freien Spiel der globalen Wettbewerbskräfte, und unter Berücksichtigung 

der asymmetrischen Klimaschutzpolitik, nicht von allein so einstellen würde. Im 

Energiebereich betrifft dies insbesondere den Ausbau von Stromerzeugungskapazitäten, 

Speichern und Netzen sowie den Aufbau einer Wasserstoffwirtschaft. Im Industriesektor 

stehen üblicherweise der Erhalt von Wertschöpfung, die Sicherung von Beschäftigung und die 

Finanzierung von Investitionen in Technologien zur Prozessdekarbonisierung im 

Vordergrund. Ein zentrales Instrument zur Ausgestaltung derartiger Prozesse ist der 

Wettbewerb in der öffentlichen Beschaffung. Daher kommen zunehmend 

Ausschreibungsmodelle zum Einsatz – etwa bei Anlagen zur Stromerzeugung aus 
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erneuerbaren Energieträgern (z.B. „Wettbewerbliche Ermittlung der Marktprämie“, § 22 

EEG), Wasserstoffprojekten oder der Förderung von Industrieanlagen (z.B. Ermittlung von 

Zuschüssen in Klimaschutzverträgen). Zwar wird der technologische Entdeckungswettbewerb 

damit gegenüber dem Marktergebnis (einschließlich CO2-Preis) reduziert, aber innerhalb der 

staatlich beschlossenen Abweichung von diesem Marktergebnis können Ausschreibungen 

Wettbewerbskräfte mobilisieren.  

Neben der effizienten Ausgestaltung besteht eine weitere Herausforderung in der 

Finanzierung dieser Beschaffungsmaßnahmen.12 Differenzkosten – also die Differenz 

zwischen marktwirtschaftlichen Preisen und den realen Kosten der klimaneutralen 

Infrastruktur – müssen von Jemandem getragen werden. Dies betrifft nicht nur 

Stromerzeugung und -netze, sondern auch beispielsweise Wasserstoff, Wärmeversorgung und 

klimafreundliche Mobilität. Die politische Logik von asymmetrischer Klimaschutzpolitik 

einerseits bei Wahrung bestehender Strukturen andererseits, lenkt die Aufmerksamkeit dabei 

in der Regel auf eine Finanzierung der Mehrkosten durch den Staat, also letztlich durch die 

heutigen Steuerzahler oder, bei Finanzierung durch Schuldaufnahme, durch die zukünftigen. 

Damit stellt sich die Frage, in welchem Umfang und auf welche Dauer derartige Kosten in 

einem wirtschaftlich und gesellschaftspolitisch tragfähigen Rahmen aufgebracht werden 

können. Diese Herausforderung wird in dem Maße anspruchsvoller, in dem man unterstellt, 

dass die vom Staat gegen die Marktkräfte veranlassten Investitionen die Kapitalproduktivität 

und damit die erwartbaren volkswirtschaftlichen Wachstumsraten, unter Umständen 

langfristig eher mindern als erhöhen könnten.13 

Fazit 

Die Europäische Union und Deutschland stehen vor einem tiefgreifenden Zielkonflikt. 

Einerseits sollen ambitionierte Klimaziele erreicht werden, welche weit über die 

Anstrengungen anderer Weltregionen hinausgehen. Andererseits sollen industrielle 

Wertschöpfung und ein hohes Konsum- und Wohlstandsniveau nach Möglichkeit erhalten 

und ausgebaut werden, erst recht unter den spätestens seit dem Jahr 2022 veränderten 

geopolitischen Bedingungen.  

Die bisherige Strategie zum Umgang mit diesem Zielkonflikt verbindet ein übergreifendes, 

marktorientiertes Preissystem für CO2, den EU-ETS, mit selektiven 

Kompensationsmaßnahmen und einer staatlich organisierten, und meist auch staatlich 

finanzierten, Beschaffung von politisch priorisierten Kapitalgütern. Diese Strategie folgt 

nachvollziehbar aus den konfligierenden politischen Zielen, stößt aber auf die 

Herausforderung der dauerhaften wirtschaftlichen Tragfähigkeit. Denn letztlich muss man 

gegen globale Marktkräfte an-subventionieren, die aufgrund der geoökonomischen Nachteile 

Europas im Energiebereich ohnehin gegen die vorhandene europäische Industriestruktur 

wirken, und die durch die asymmetrische Verteuerung von CO2 und den zunehmenden 

Verzicht auf die Förderung heimischer fossiler Energieträger weiter verschärft werden. Umso 

wichtiger wäre es, bei der Umsetzung einer solchen Strategie Effizienzpotenziale so gut wie 

möglich zu nutzen: sowohl bei der Bestimmung des Umfangs des erforderlichen neuen 
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Kapitalstocks14 als auch bei der Bestimmung der zu seiner Förderung notwendigen 

Zuschüsse.  

 

                                                           
14 Die neue Bundesregierung scheint die Bedeutung dieser Herausforderung zumindest für den Energiesektor 
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Energien, der Digitalisierung und des Wasserstoffhochlaufs als eine Grundlage der weiteren Arbeit überprüft 
werden“ (CDU/CSU und SPD, a.a.O., Rn 940 ff.). 


